
Beschluss: 
 

1. Die Stadt Halle (Saale) folgt dem Beispiel der Landeshauptstadt Magdeburg und tritt dem 
Bündnis „Städte sicherer Häfen“ bei und unterstützt die „Potsdamer Erklärung“. Daneben 
solidarisiert sie sich mit Menschen auf der Flucht und in Flüchtlingslagern. 

 
2. Die Stadt Halle (Saale) folgt dem Beispiel der Landeshauptstadt Potsdam und erklärt 

sich zur Aufnahme von zunächst 5 unbegleiteten minderjährigen Geflüchteten aus den 
Flüchtlingslagern auf den griechischen Inseln bereit.  

 
 Daneben erklärt die Stadt Halle bei der Bundesregierung ihre Bereitschaft, zusätzlich 
 dazu ein Kontingent von bis zu 145 Personen aus den Flüchtlingslagern in Griechenland 
 aufzunehmen. 
 
 Der Oberbürgermeister teilt dem Bündnisbüro bei der Stadt Potsdam „Städte sicherer 
 Häfen“ den Beschluss unverzüglich mit und leitet alle weiteren notwendigen Schritte zur 
 Aufnahme der Geflüchteten in die Wege.  
 
 Um eine Umsetzung der oben genannten Beschlüsse zu ermöglichen, wird der 
 Oberbürgermeister gebeten, mit dem Land Sachsen-Anhalt bzw. der Bundesregierung 
 Kontakt aufzunehmen und sich für eine zügige rechtliche und finanzielle Rahmensetzung 
 einzusetzen; indem die Stadt  u.a. vom Land die Einführung eines humanitären 
 Aufnahmeprogramms in Sachsen-Anhalt und die Unterstützung der Bundesratsinitiative 
 des Landes Berlin zur Änderung des §23 Abs. 1 Satz 3 AufenthG für die Autonomie der 
 Bundesländer bei der Einsetzung von Humanitären Aufnahmeprogrammen fordert. 
  


